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Heute setzen die EU und die USA
ihre Verhandlungen über ein
Freihandelsabkommen fort.
Was denken Sie: Wird der Durch-
bruch wie beabsichtigt bis Ende
Jahr gelingen?
Mathias Binswanger: Das ist
schwierig zu sagen. Schon mög-
lich, dass es zu einem Abschluss
kommt, auch wenn gewisse Dos-
siers noch weiter verhandelt wer-
den müssen.
Welcher der beiden Wirtschafts-
riesen hat ein grösseres Interes-
se daran?
Wahrscheinlich die EU, weil dort
das Wirtschaftswachstum weni-
ger ausgeprägt ist als in den USA
und man auf einen Wachstums-
schub hofft.
Verschlechtert dies die Verhand-
lungsposition der EU?
In einem gewissen Sinn ja, – al-
lerdings sind Produkte aus dem
EU-Raum dank dem schwachen
Euro gegenüber dem Dollar billi-
ger geworden, was die EU-Positi-
on wiederum etwas verbessern
dürfte.
Würden Sie es begrüssen, wenn
das Abkommen zustande
kommt?
Nicht unbedingt. Wahrscheinlich
würden Standards letztlich auf-
geweicht – gerade auch im Be-
reich der Ernährung. Das hätte
grosse Konsequenzen für Euro-
pa. Die USA sind bei ökologi-
schen Normen, aber auch bei
Hormonfleisch oder in Bestim-
mungen zum Tierwohl viel weni-
ger strikt.
Wie wäre die Schweiz betroffen?
Relativ stark. Die Schweiz könnte
sich dem entstehenden Druck
nur sehr schwer entziehen.

Das Staatssekretariat für Wirt-
schaft (Seco) rechnet damit, dass
die Schweiz je nach Überein-
kunft und wie die Schweiz parti-
zipieren kann, profitiert.
Aus rein wirtschaftlicher Sicht
mag das stimmen. Wir haben im
Moment auch einen Bundesrat,
dessen grösstes Anliegen es ist, so
viele Freihandelsabkommen wie
möglich abzuschliessen. Doch
man darf den Landwirtschafts-
sektor und die Frage nach den
Standards nicht einfach ausblen-
den, und hier sieht es anders aus.
Die Vorteile würden mit einem
Bauernopfer erkauft.
Fürchten sich die Bauern also zu
Recht?
Natürlich. Ein solches Abkom-
men würde die Landwirtschaft in
der Schweiz sowohl durch Druck
auf die Preise als auch auf die hie-
sigen Standards gefährden. Das
Überleben würde dadurch für
viele Bauernhöfe noch schwieri-
ger. Die Befürworter ignorieren
das, weil die Landwirtschaft we-
niger als ein Prozent des Brutto-
inlandprodukts erwirtschaftet.
Sie wollen die vielen Vorteile, die
Freihandel unzweifelhaft bietet,
nicht wegen ein paar Bauern ge-
fährden. Ich bin überhaupt kein
Freihandelsgegner, aber ein Geg-
ner des schrankenlosen Agrar-
freihandels.
Die Befürworter behaupten
aber, Freihandel könne auch für
die Landwirtschaft eine Chance
sein. Dann machen sie den Bau-
ern also etwas vor?
Sie glauben grösstenteils effektiv,
dass man die Landwirtschaft
gleich wie andere Sektoren be-
handeln kann.

Was macht die Landwirtschaft
zum Sonderfall?
In einem entwickelten Land ist
die Landwirtschaft unter Markt-
bedingungen nicht konkurrenz-
fähig mit den anderen Wirt-
schaftsbereichen. Das ist nicht
nur in der Schweiz so, sondern
auch in der EU, selbst in den USA.
Wieso?
Der Produktionsfaktor Boden
lässt sich im Unterschied zum für
die Industrie wichtigen Kapital
nicht ausdehnen und auch nicht
von einem Ort an einen anderen
verschieben. Die Landwirtschaft
gerät gegenüber der Industrie
automatisch ins Hintertreffen,
weil sie nicht dieselben Wachs-
tumschancen hat. Das haben im
Prinzip auch die USA erkannt. Sie
predigen zwar Freihandel, schüt-
zen ihre eigene Landwirtschaft
aber ziemlich stark.
Was wären die Folgen, wenn
man die Schweizer Landwirt-
schaft dem Freihandel aus-
setzte?
Ohne markante Erhöhung der
Direktzahlungen würde sich das
Bauernsterben rasant beschleu-
nigen. Am Ende hätte man drei
Arten von Landwirtschaft: aus
touristischen Gründen einige Be-
triebe, die eine Art Heidi-Land-
wirtschaft mit einigen Spezialitä-
ten betreiben, dann ein paar hoch
produktive Betriebe im Mittel-
land, die etwa mit Schweinemast
überleben könnten, die man
dann aber nicht so gerne vorzeigt,
und der Rest wären staatlich be-
zahlte Landschaftsgärtner.
Sie wollen also die Landwirt-
schaft weiterhin abschotten?
Man sollte weiterhin einen ge-

wissen Schutz ermöglichen und
sie von den Freihandelsverhand-
lungen ausnehmen. Das würde
sowohl von den Verhandlungen
als auch von der Landwirtschaft
Druck wegnehmen, denn häufig
macht man die Landwirtschaft
für das Scheitern der Verhand-
lungen verantwortlich.
Wieso soll die Schweiz nicht da-
von profitieren, dass andere
Länder auf ihren grossen Feldern
produktiver sind als wir?
Der Erhalt einer einheimischen
Landwirtschaft war immer schon
ein politischer Beschluss. Rein
wirtschaftlich betrachtet käme es
die Schweiz günstiger, die land-

wirtschaftlichen Güter zu impor-
tieren. Schweizer Bauern könn-
ten dann in wertschöpfungsin-
tensiveren Branchen arbeiten,
etwa im Banken- oder Pharma-
sektor, wo die Wertschöpfung bei
über 300 000 Franken pro Be-
schäftigten liegt, während es in
der Landwirtschaft lediglich
30 000 Franken sind. Doch es
gibt gute Gründe, die Landwirt-
schaft in der Schweiz zu erhalten;
die Versorgungssicherheit, aber
auch den Erhalt der Kulturland-
schaft oder der Biodiversität.
Möglich ist dies allerdings nur
dank Subventionen und ge-
schützter Grenzen.
Schweizer Bauern werben für
ihre Ernährungssicherheitsini-
tiative mit dem Argument, dass
sie auch einen Beitrag zur Welt-
ernährung leisten.

Die Schweiz hat kaum Einfluss
auf den Weltmarkt. Mengen-
mässig wäre ein Verzicht auf eine
einheimische Produktion kein
Problem. Wir importieren schon
heute in vielen Kategorien Le-
bensmittel. Dank der einheimi-
schen Produktion hängen wir
aber etwas weniger von interna-
tionalen Preisschwankungen ab.
Und viele Konsumenten legen
Wert auf regionale Produkte. Sie
wollen sehen und mitbestimmen,
unter welchen Bedingungen die
Lebensmittel hergestellt worden
sind.
Kürzlich wurde in der EU eine
Studie veröffentlicht, wonach
die Welt dank einem EU-USA-
Abkommen sozialer und ökolo-
gischer würde.
Das sehe ich ganz anders. Nach
der Öffnung von Agrarmärkten in

den 80er-Jahren konzentrierten
sich viele Länder auf Lebensmit-
telexporte. Heute müssen sie
netto Lebensmittel importieren.
Etliche davon – besonders in
Afrika – gehören zu den ärmsten
Ländern dieser Welt. Ihre Situa-
tion hat sich durch den Freihan-
del noch verschlechtert.
Wie das?
Mit der Konzentration auf weni-
ge «cash crops» wie Kaffee, Tee,
Kakao und Baumwolle wurde die
Landwirtschaft von Selbstver-
sorgung auf Export umgestellt.
Als die Preise für diese Produkte
zusammenbrachen, war damit
immer weniger zu verdienen. Da-
für mussten die Länder nun aber
andere Lebensmittel impor-
tieren.
Schweizer Bauern haben eine
andere Ausgangslage.
Schon. Aber sie ist nicht einfa-
cher. Selbst die Lebensmittelin-

dustrie hat ein gegenläufiges In-
teresse zu den Bauern. Sie möch-
te am liebsten möglichst billig
Rohstoffe importieren, um sie in
der Schweiz verarbeiten und mit
dem Swissness-Attribut verkau-
fen zu können.
Müsste die Landwirtschaft effi-
zienter werden?
Das wurde sie bereits; Schweizer
Bauern produzieren immer mehr
pro Arbeitsstunde und kommen
doch auf keinen grünen Zweig.
Dieses Phänomen ist als land-
wirtschaftliche Tretmühle be-
kannt.
Wie funktioniert sie?
Die Nachfrage nach ihren Pro-
dukten wächst nicht einfach ent-
sprechend, wenn die Bauern
mehr produzieren. Das Überan-
gebot führt zu einem Preiszerfall.
Trotz Produktivitätsgewinn kön-
nen die Bauern ihre Einnahmen
nicht steigern. Ein weiteres
Problem ist der Markt, für den
die Landwirte produzieren: Von
der Wertschöpfung durch die
Verarbeitung ihrer Rohstoffe
profitieren andere. Meistens be-
liefern die Bauern nicht die Kon-
sumenten direkt, sondern jene,
die ihre Rohstoffe veredeln. Die
Milchverarbeiter wollen ein
möglichst homogenes Produkt zu
einem tiefen Preis beziehen. Die
Migros beispielsweise stellt dann
aus Rohmilch rund siebzig ver-
schiedene Produkte her – noch
ohne Käse oder Joghurt. Vom
Endpreis geht aber ein immer
kleinerer Teil an die Bauern. Da-
von können die wenigsten Land-
wirte leben. Und Direktvermark-
tung ist nicht überall möglich.
Der Weinhandel ist eines der we-
nigen Beispiele, wo Diversifikati-
on funktioniert. Dort kommt es
darauf an, von welchem Winzer
die Traube stammt.
Hätte die Landwirtschaft mit
dem Trumpf Schweizer Qualität
nicht gute Chancen auf auslän-
dischen Märkten?
Die Lebensmittelindustrie
schon, aber kaum die Bauern.
Doch wir geraten damit in Kon-
flikt mit den eigenen Zielen: Die
Ökologie ist einer der Gründe,
weshalb wir die Landwirtschaft
in der Schweiz erhalten wollen.
Wenn wir Lebensmittel um die
halbe Welt transportieren, müs-
sen wir sie entsprechend konser-

Mathias Binswanger schert aus dem
ökonomischen Mainstream aus. Frei-
handel hat seiner Meinung nach auch
Schattenseiten. Bilder Susanne Keller

vieren und behandeln. Die Vor-
teile Ökologie, Regionalität und
Frische fallen dann weg.
Wie wichtig ist der Preis bei Le-
bensmitteln?
Konsumenten geben einen im-
mer geringeren Anteil ihres Ein-
kommens für Lebensmittel aus.
Paradoxerweise ist der Preis den-
noch wichtiger als anderswo. Je
nachdem, wo man einen Franken
ausgibt, hat er subjektiv ein ande-
res Gewicht. Bei Lebensmitteln
hat er einen hohen Wert, bei In-
vestitionen an der Börse hinge-
gen ist er sehr klein. Das liegt dar-
an, dass man Lebensmittel bar
bezahlt und dass man gut über
deren Preise informiert ist und
wird, weil man Nahrungsmittel
oft einkauft. So können wir uns
darüber aufregen, wenn ein Jo-
ghurt zehn Rappen teurer wird,
während wir in anderen Berei-
chen einen viel deutlicheren
Preisaufschlag gar nicht wahr-
nehmen. Das wirkt sich schliess-
lich zuungunsten der Landwirt-
schaft aus.
Deshalb fahren wir auch ins na-
he Ausland, um dort Lebensmit-
tel zu kaufen, wenn der Eurokurs
tief ist.
Genau, und berücksichtigen
kaum, dass wir dafür lange Fahr-
ten in Kauf nehmen müssen.
Macht Schnäppchenjagd we-
nigstens glücklich?
Wenn man etwas billig kaufen
kann, bereitet das sicherlich
kurzfristig Freude. Aber das sind
Spielereien. Längerfristig erken-
nen wir, dass wir bei der Jagd auf
Schnäppchen oft auch Dinge er-
stehen, die wir später gar nicht
benützen.
Wo achten Sie selber auf den
Preis?
Ich achte weniger auf den Preis
als auf die Ladenöffnungszeiten,
mit denen ich oft in Konflikt ge-
rate. Die Erreichbarkeit der Le-
bensmittel ist für mich deshalb
fast das wichtigste Kriterium, zu-
mal ich keine grossen Mengen
einkaufe. Nach Möglichkeit be-
vorzuge ich Schweizer Produkte.
Aber da gibt es ein weiteres Prob-
lem. Bei unverarbeiteten Nah-
rungsmitteln wird auf die Her-
kunft geachtet. So haben sich et-
wa die Schweizer Freilandeier
durchgesetzt. Aber sobald die
Produkte verarbeitet werden, et-

wa Eier zu Teigwaren, schwindet
der Bezug dazu.
Müsste man die Deklaration ver-
bessern?
Die Zutaten sind wohl schon de-
klariert, aber wenn ich Teigwaren
kaufe, ist das darin verarbeitete
Ei geistig so weit weg, dass ich
nicht mehr darauf achte. Dann ist
der Preis plötzlich wieder wichti-
ger als die Herkunft.
Immerhin schaffen Deklaratio-
nen Transparenz.
Manchmal fördern sie eher die
Intransparenz. Wer will schon
bei jedem Lebensmittel eine lan-
ge Liste mit Informationen zu
dessen Inhalt durchlesen. Labels
heben das Problem einfach auf
eine andere Ebene: Man muss
sich dann über die Labels eine
Übersicht verschaffen: Für was
steht es genau?
Da hat der Bauer um die Ecke
eben doch einen riesigen Markt-
vorteil: Man weiss, woher das
Produkt stammt und wer es
produziert hat.
Ja, wenn es diesen Bauern noch
gibt und er zu solchen Bedingun-
gen produzieren kann, dass er
überlebt.
Bei Bioprodukten akzeptieren
die Konsumenten die höheren
Preise problemlos.
Aber auch hier geht es meist um
unverarbeitete Produkte, die ver-
arbeiteten Lebensmittel sind
eher Nischenprodukte. In diese
Richtung aber muss es gehen.
Das Problem ist nur, dass Betrie-
be wie Migros, Coop oder Emmi
kein Interesse daran haben, dass
Bauern aus ihrer Ernte selber
solche qualitativ hochstehenden,
biologischen Produkte herstellen
und diese in grossem Ausmass di-
rekt an die Konsumenten verkau-
fen. Diese Wertschöpfung wollen
sie aus verständlichen Gründen
lieber selber generieren. Denn
damit verdient man wirklich
Geld.
Die Bauern müssten sich selber
organisieren.
Es gibt solche Versuche, etwa den
Vertrieb von Produkten übers
Internet oder das Angebot
von monatlichen Lebensmittel-
körben. Aber das sind Nischen.
Sie retten die Landwirtschaft in
der Schweiz noch nicht.

Interview: Brigitte Walser
Christoph Aebischer

«Wenn ich Teig-
waren kaufe, ist das
darin verarbeitete
Ei geistig so weit
weg, dass ich nicht
mehr darauf achte.
Dann ist der Preis
plötzlich wichtiger
als die Herkunft.»

«Die Vorteile durch
Freihandel würden
mit einem Bauern-
opfer erkauft.»

«Schweizer Bauern
produzieren immer
mehr pro Arbeits-
stunde und kommen
doch auf keinen
grünen Zweig.»

FREIHANDEL EU-USA

Mit der achten Verhandlungs-
runde, welche diese Woche in
Brüssel stattfindet, treten die
Verhandlungen zum Freihan-
delsabkommen zwischen EU
und USA in die heisse Phase. Ge-
mäss Vorankündigung geht es
unter anderem um eine Annähe-
rung bei Regulierungen und
Standards in technischen Fragen
bei Energie und Rohstoffen so-
wie bei Dienstleistungen, Inves-
titionen und dem Öffentlichen
Beschaffungswesen. Weitere
Themen auf der Tagesordnung
sind Regulierungen für Lebens-
mittel und geografisch geschütz-
te Angaben.

Das geplante Abkommen läuft
unter dem Kürzel TTIP, das für ei-
ne Transatlantische Handels-
und Investitionspartnerschaft
steht. Weil die stärksten Wirt-
schaftsräume und zudem die
beiden wichtigsten Handelspart-
nerderSchweiz stärker kooperie-
ren wollen, wäre die Schweiz von
einem Abkommen ebenfalls be-
troffen. Gemäss einer Studie,
welche das Staatssekretariat für
Wirtschaft Seco in Auftrag gege-
ben hat, hängt die Wirkung da-
von ab, wie das Abkommen aus-
gestaltet wird und ob die Schweiz
daran partizipieren kann. Das
Bruttoinlandprodukt sinkt um bis
zu 0,5 Prozent, beziehungsweise
steigt bis zu 2,9 Prozent. Aktiv
werden will der Bund jedoch erst,
wenn Ende Jahr tatsächlich kon-
krete Eckwerte auf dem Tisch
liegen. cab

MATHIAS BINSWANGER IM GESPRÄCH

Der 53-jährige Ökonom Mathias
Binswanger zählt gemäss einem
Rating, das die «Neue Zürcher
Zeitung» initiiert hat, zu den
zehn einflussreichsten Ökono-
men der Schweiz. Zu Allüren
verleitet ihn solches nicht. Seine
Gesprächspartner empfängt er
im nüchtern in Weiss gehaltenen
Besprechungszimmer 370 an der
Fachhochschule Nordwest-
schweiz in Olten. Hier hat er eine
Professur für Volkswirtschafts-
lehre. Binswanger ist unüber-

hörbar Ostschweizer, zu den ein-
heimischen Bauern, denen er als
Wissenschaftler die Stange hält,
hat er aber keinen biografischen
Bezug.

Im Unterschied zu den meis-
ten seiner Zunft betrachtet er
die Landwirtschaft als Sonder-
fall, dem Freihandel nicht gut
bekäme. Er legt dies im Gespräch
wissenschaftlich dar und nähert
sich mit fast mathematischer
Unerbittlichkeit dem Fazit: Was
zu beweisen war.

Auch wenn der Autor des Best-
sellers «Tretmühlen des Glücks»
sich allgemein verständlich aus-
zudrücken weiss, strahlt er nichts
Populärwissenschaftliches aus.
Binswanger erledigt seine Aufga-
be gewissenhaft, und damit hat
es sich. Was nicht bedeutet, dass
ihm das Gespür für brennende
Themen fehlen würde: Im März
erscheint sein nächstes Buch
«GeldausdemNichts–wieBan-
ken Wachstum ermöglichen
und Krisen verursachen.» cab

GEHEIMDIENST

Daten gesammelt
Der Nachrichtendienst des
Bundes sammelt seit 2011 per-
sönliche Daten von Fluggästen
aus sogenannten Risikostaaten.
Neben Name, Geburtsdatum und
Nationalität sind dies der Flug-
code, der Erstabflugsort und die
Tatsache, ob die Person allein
oder in einer Gruppe reist. Die
Massnahme dient der Terroris-
musabwehr. Das Verteidigungs-
departement bestätigte Angaben
der «NZZ am Sonntag». sda

VERMÖGENSVERWALTUNG

Schweiz an Spitze
Die Schweiz bleibt betreffend
verwaltete Kundenvermögen
weltweit an erster Stelle. Ende
2014 wurden zwei Billionen Dol-
lar verwaltet, wie die Beratungs-
firma Deloitte in einer Studie
feststellt. Dies entspräche einem
Zuwachs von 14 Prozent im Ver-
gleich zum Jahr 2008. sda

FRANKENSTÄRKE

FDP nimmt Stellung
An ihrer Delegiertenversamm-
lung in Lugano hat die FDP ein
18-Punkte-Papier zur Franken-
stärke verabschiedet. Damit soll
der Schweizer Wirtschaft der
Weg in eine sicherere Zukunft
geebnet werden. Ins Visier
nimmt die Partei dabei die
Mehrwertsteuer und den büro-
kratischen Aufwand. sda

InKürze

STARKER FRANKEN Die
Migros leidet unter dem Ein-
kaufstourismus und verbilligt
ab heute mehrere Marken-
artikel. Die Konsumenten-
schützerin Sara Stalder lobt
den Detailhandel für die
schnelle Weitergabe der
Währungsgewinne.

Der starke Franken verlockt viele
Schweizerinnen und Schweizer
dazu, im Euroraum einzukaufen.
Das macht dem Detailhandel zu
schaffen. Am stärksten betroffen
seien die grenznahen Filialen,
sagt Migros-Chef Herbert Bolli-
ger in einem Interview mit der
«SonntagsZeitung». «Dort rech-
ne ich mit einem Umsatzrück-
gang von fünf Prozent und
mehr.» Entlassungen werde es
nicht geben. Aber Abgänge in den
Läden nahe der Grenze würden
wohl nicht mehr besetzt oder die
Arbeitseinsätze reduziert. Die
Lohnerhöhungen bei der Migros
würden zudem unter anderem
wegen der negativen Teuerung
«tiefer sein als in den vergange-
nen Jahren».

Als Reaktion auf das Ende des
Euromindestkurses hatten
Migros, Coop und Lidl bereits an-
gekündigt, die Preise für impor-
tierte Frischprodukte zu senken.
Ab heute fallen bei der Migros
auch die Preise verschiedener
Markenprodukte um mindestens
zehn Prozent.

Kleider seien noch zu teuer
Sara Stalder, Geschäftsleiterin
der Stiftung für Konsumenten-
schutz, lobt den Detailhandel
und die Autobranche für die
schnelle Weitergabe der Wäh-
rungsgewinne. Weniger zufrie-
den zeigt sie sich dagegen mit den
Kleider- und den Kosmetikher-
stellern. Von diesen höre man
trotz der deutlichen Aufwertung
des Frankens nichts, kritisierte
Stalder in einem Interview mit
dem «SonntagsBlick». Ganz all-
gemein wenig Bewegung nach
unten sehe sie bei sogenannten
Lagerhaltungsprodukten wie et-
wa Schuhen. «Hier könnten
Händler ein Zeichen setzen und
die Preise senken.» Im umge-
kehrten Fall – wenn der Franken
sich abschwäche – gäben diese
die Preissteigerung ja stets sofort
an die Kunden weiter.

Besonders scharf kritisiert die
oberste Konsumentenschützerin
die Praxis des Bundesamtes für
Gesundheit (BAG), der Pharma-
branche für kassenpflichtige Im-
portmedikamente noch längere
Zeit einen markant höheren
Wechselkurs zuzugestehen. Stal-
der nennt diese Regelung des
BAG «eine unsägliche Sache».
«Kein Wirtschaftszweig hat ei-
nen solchen Bonus. Wir setzen
uns dafür ein, dass er endlich
fällt.»

Stalder wehrt sich auch gegen
den Vorwurf, Einkaufen im Aus-
land sei unpatriotisch. Sie fordert
Preissenkungen bei Importpro-
dukten auf das europäische Ni-
veau. Akzeptabel sei lediglich ein
Preisaufschlag von höchstens
15 Prozent.

Inoffizieller Mindestkurs?
Die «Schweiz am Sonntag»
schrieb gestern zur Aufgabe des
Euro-Franken-Mindestkurses,
die Schweizerische Nationalbank
(SNB) stütze den Mindestkurs
inoffiziell nach wie vor. Die Zei-
tung beruft sich dabei auf «SNB-
nahe Kreise». Die Rede ist von ei-
nem «Korridor» von 1.05 bis 1.10
Franken. Für dieses Ziel, das
nicht nach aussen kommuniziert
werde, dürften Verluste bis zu 10
Milliarden Franken in Kauf ge-
nommen werden. sda/mjc

Handel
gerät unter
Druck

UMFRAGE Wenn nicht bei-
des zu haben wäre, würden die
Stimmberechtigten die Beibe-
haltung der bilateralen Verträ-
ge mit der EU wichtiger finden
als die Umsetzung der SVP-Zu-
wanderungsinitiative.

58 Prozent der Befragten würden
sich für die Bilateralen und gegen
Zuwanderungsbeschränkungen
aussprechen. 35 Prozent würden
auf einer Umsetzung der Initia-
tive ohne Abstriche beharren,
wie das die SVP fordert. 7 Prozent
der Befragten gaben «Weiss
nicht» zu Protokoll. Das geht aus
einer gestern – ein Jahr nach dem
Ja zur Zuwanderungsinitiative –
veröffentlichten Umfrage hervor.

Überhaupt würden die Befrag-
ten eine positive Bilanz aus den
Bilateralen ziehen, heisst es wei-
ter in der von der «SonntagsZei-
tung» veröffentlichten Umfrage:
71 Prozent erachteten die Verträ-
ge als «sehr gut» oder «eher gut»
für die Schweiz. Die Unterstüt-
zung zog sich durch die Ge-
schlechter, Landesteile, Alters-
gruppen sowie Stadt und Land.
Für eine weitere Annäherung an
die EU votierten 52 Prozent, 21
Prozent waren dagegen. 82 Pro-
zent wollten bei der Weiterent-
wicklung des EU-Rechts mit-
reden. In Sachen Zuwanderung
sprachen sich 79 Prozent für ein
Kontrollinstrument in Form
einer Ventil- oder Schutzklausel
aus. Im Auftrag des Wirtschafts-
verbands swisscleantech hatte
das Forschungsinstitut GFS Bern
vom 17. bis am 24. November ver-
gangenen Jahres 1213 Stimmbe-
rechtigte befragt. Die Abwei-
chung kann 2,9 Prozent betragen.
Der Wirtschaftsverband Swiss-
cleantech unterstützt die Initia-
tive «Raus aus der Sackgasse»,
welche die SVP-Zuwanderungs-
initiative rückgängig machen
will. sda

58 Prozent
sind für die
Bilateralen
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MONTAGSINTERVIEW Der Ökonom Mathias Binswanger warnt vor Freihandel im Agrarsektor. Die Landwirtschaft
sei als Sonderfall zu behandeln, sonst drohe ein Kahlschlag. Ein solcher sei auch nicht im Sinn der Konsumenten.

«Man sollte die
Landwirtschaft vom
Freihandel ausnehmen»


